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Hinweis: 

Besonders wichtige Hinweise sind im laufenden Text mit roter Schrift 

und durch eckige Klammern gekennzeichnet. Diese Begriffe sind am 

Ende des jeweiligen Artikels erläutert. 



 Inhaltsverzeichnis  SUMMA SUMMARUM 2 • 2005 

 3 

Inhaltsverzeichnis 

Seite 7: Rechtsform „Limited“ 

Wird für ein Unternehmen die Rechtsform der „Limited“ gewählt, gelten 

besondere gesellschafts- und sozialversicherungsrechtliche 

Konsequenzen. 

Seite 11: Altersteilzeit 

Während der Freistellungsphase einer Altersteilzeit gilt nach einem Urteil 

des Bundessozialgerichts der ermäßigte Beitragssatz zur 

Krankenversicherung.“ 

Seite 14: Beitragserstattung 

Für die Erstattung zu Unrecht entrichteter Beiträge ist in der 

Sozialversicherung gegebenenfalls auch die Verrechnung zulässig. 

Seite 22: Krankengeldzuschüsse 

Durch das Verwaltungsvereinfachungsgesetz sind Zuschüsse des 

Arbeitgebers, die während des Bezugs von Krankengeld gewährt werden, 

beitragsfrei. 
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Der Übergang zur nachgelagerten Besteuerung der Renten 

Am 1. Januar 2005 ist das Alterseinkünftegesetz in Kraft getreten. Es 

sieht den Übergang zur nachgelagerten Besteuerung vor. Das bedeutet, 

dass die Arbeitnehmer nach einer langen Übergangsphase ihre Beiträge 

zur gesetzlichen Rentenversicherung vollständig von der Steuer absetzen 

können. Im Gegenzug werden später, in der Leistungsphase, die Renten 

voll besteuert. Die Umstellung auf eine nachgelagerte Besteuerung 

beginnt 2005. Die vollständige Freistellung der Beiträge wird ab 2025 

erreicht. Die daraus resultierenden Renten werden ab 2040 voll 

versteuert. [VDR] 

Der Gesamtrentenversicherungsbeitrag ist im Jahr 2005 zu 60 % 

steuerlich abziehbar. Während der Arbeitgeberbeitragsanteil in voller 

Höhe steuerfrei ist, kann der Arbeitnehmerbeitragsanteil anfänglich nur 

zu 20 % abgesetzt werden. Jährlich steigt der Anteil von anfangs 60 % 

um zwei Prozentpunkte.  

Beispiel 

Ein Arbeitnehmer hat 2005 einen Bruttojahresverdienst in Höhe von 
50 000 Euro 

Beitrag zur 
Rentenversicherung: 19,5 % von 50 000 Euro = 9 750 Euro 

Steuerlich abziehbar 60 % von 9 750 Euro = 5 850 Euro 

./. Arbeitgeberanteil 
(steuerfrei)  = 4 875 Euro 

Damit kann der Arbeitnehmeranteil in Höhe von 975 Euro (= 20 % von 
4 875 Euro) steuerlich abgesetzt werden. 

 

Ab dem Jahr 2025 sind die Beiträge schließlich vollständig bis zu einem 

Höchstbetrag (20 000 Euro bzw. 40 000 Euro bei 

Zusammenveranlagung) von der Steuer abziehbar. Das führt bei einem 

ledigen Durchschnittsverdiener im Jahr 2005 zu einer jährlichen 

Steuerentlastung von rund 25 Euro. Im Jahr 2015 beträgt die Entlastung 

voraussichtlich ca. 590 Euro und im Jahr 2025 etwa 1 900 EUR.  
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Verheiratete Alleinverdiener und Geringverdiener hingegen profitieren in 

den ersten Jahren noch nicht von der zunehmenden Freistellung der 

Rentenversicherungsbeiträge, weil sie bereits heute einen größeren Anteil 

ihrer Sozialversicherungsabgaben von der Steuer absetzen können. Die 

genaue Höhe der Entlastung hängt von den individuellen steuerlichen 

Verhältnissen ab. 

Da Rentenversicherungsbeiträge in der Vergangenheit teilweise zu 

versteuern waren und bis 2025 auch weiterhin teilweise zu versteuern 

sind, wird die daraus resultierende Rente nicht voll besteuert. Ab 2005 

gibt es für jeden Rentner einen festen persönlichen „Rentenfreibetrag“. 

Rentenzahlungen über den „Rentenfreibetrag“ hinaus müssen versteuert 

werden. Die Höhe des Freibetrags hängt vom Jahr des Rentenbeginns und 

der Jahresrente ab. Für Rentner, deren Rente bereits vor 2005 begann, 

wird der „Rentenfreibetrag“ auf 50 % ihrer Bruttojahresrente 2005 

festgesetzt. Wer zum Beispiel im Jahr 2005 insgesamt 10 000 Euro 

Bruttorente bekommt, behält grundsätzlich für die gesamte Dauer des 

Rentenbezugs einen Rentenfreibetrag in Höhe von 5 000 Euro jährlich. 

Der „Rentenfreibetrag“ bleibt also nach 2005 unverändert. So wird der 

Anteil der Rente, der der Besteuerung unterliegt, aufgrund von 

Rentenanpassungen im Lauf des Rentenbezugs größer.  

Für diejenigen, die im Lauf des Jahres 2005 erstmals Rente beziehen, 

sind zwar ebenfalls 50 % der Rente steuerfrei, jedoch wird der zukünftige 

„Rentenfreibetrag“ erst aus der Bruttojahresrente 2006 ermittelt. Für die 

späteren Rentenzugänge sinkt der Prozentsatz des steuerfreien Teils der 

Rente für jeden neuen Rentenjahrgang zunächst bis 2020 jährlich um 

zwei Prozentpunkte auf dann 20 % der anfänglichen Jahresbruttorente. 

Danach vermindert er sich pro Jahr um einen Prozentpunkt, sodass für 

alle Renten, die im Jahr 2040 oder später beginnen, die Rente voll 

steuerpflichtig ist.  

Für die Mehrzahl der Rentner wird sich durch die Neuregelung zunächst 

steuerlich nichts ändern, weil die Freibeträge dazu führen werden, dass 

auf viele Renten – jedenfalls in der Anfangsphase – weiterhin im 

Ergebnis keine Steuern zu zahlen sind. Liegen keine Nebeneinkünfte vor, 

wird ein Rentner im Jahr 2005 in der Regel erst steuerbelastet, wenn
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seine gesetzliche Bruttorente mehr als rund 19 000 Euro jährlich beträgt. 

Davon betroffen sind etwa 300 000 Rentner.  

Mit freundlichen Grüßen 

Die Herausgeber 

VDR 

Der VDR hat gemeinsam mit der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
(BfA) eine Broschüre „Neues Steuerrecht für Versicherte und Rentner“ erstellt. 
Diese können Sie zum Beispiel über www.vdr.de oder www.bfa.de beziehen 
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„Limited“: 

 Gesellschafts- und sozialversicherungsrechtliche Einstufung 

Die Gesellschaftsform der Limited-Companies (Limited) gewinnt in 

Deutschland – nach Feststellungen der Betriebsprüfdienste und der 

Medien – an Bedeutung. Gründe hierfür dürften unter anderem die 

einfache Errichtung dieser Kapitalgesellschaft und die vermeintlich 

günstige Haftungsregelung für den Unternehmer sein. Nachfolgend 

werden die gesellschaftsrechtlichen Gegebenheiten sowie die 

sozialversicherungsrechtlichen Konsequenzen betrachtet.  

Mit der Gründung eines Unternehmens in Form einer Limited [Limited] 

können aufgrund der Niederlassungsfreiheit im europäischen Raum die 

Vorteile des mitunter einfachen und unbürokratischen Gesellschaftsrechts 

anderer EU-Mitgliedstaaten genutzt werden. Die Errichtung einer 

deutschen Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) ist mit relativ 

hohen Gründungskosten verbunden und bedarf einer notariellen 

Beurkundung sowie eines Mindestkapitals von 25 000 Euro, wobei die 

Hälfte des Betrages tatsächlich auf ein Bankkonto der GmbH eingezahlt 

oder als Sacheinlage geleistet werden muss.  

Dagegen genügt für die Gründung einer Limited die Registrierung eines 

Firmensitzes in Großbritannien und ein Mindestkapitaleinsatz in Höhe 

von einem Britischen Pfund (GBP), was derzeit in etwa einem Betrag in 

Höhe von 1,40 Euro entspricht. Allerdings stehen den einfacheren 

Gründungsbedingungen einer Limited-Gesellschaft die in der Regel nicht 

unerheblichen Folgekosten sowie die zusätzlichen Pflichten gegenüber. 

So muss unabhängig von der Unterhaltung eines Geschäftssitzes in 

Großbritannien dem englischen Gesellschaftsregister (Companies House) 

jährlich eine Bilanz sowie eine Gewinn- und Verlustrechnung und 

gegebenenfalls ein Testat eines Abschlussprüfers vorgelegt werden 

(Veröffentlichungspflicht [Veröffentlichungspflicht]). Aufgrund des 

Doppelbesteuerungsabkommens zwischen Deutschland und 

Großbritannien fallen in beiden Ländern zumindest Steuererklärungen an. 
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Wenig bekannt ist hier, dass das britische Gesellschaftsregister bei 

Verstößen gegen die Veröffentlichungspflichten streng vorgeht, was von 

einer Bußgeldverhängung bis zur zwangsweisen Löschung aus dem 

Register reicht.  

Bezüglich der Haftungsregelungen ist zu beachten, dass die BGH-

Rechtsprechung bisher lediglich über die Partei- und Rechtsfähigkeit 

ausländischer Gesellschaften in Deutschland entschieden hat. In den 

Veröffentlichungen mehren sich die Stimmen, dass bei Auseinanderfallen 

von Gründungssitz und Ort des Geschäftsbetriebes zum einen die 

tatsächlichen Verhältnisse und zum anderen das deutsche Recht zu 

berücksichtigen sei. Es ist noch nicht obergerichtlich entschieden, ob sich 

Gesellschafter einer Limited erfolgreich auf ihre Haftungsfreiheit berufen 

können, wenn die Limited ausschließlich in Deutschland operiert und in 

tatsächlicher Hinsicht nicht mit hinreichendem Kapital ausgestattet ist. So 

hat das AG Hamburg (AZ: 67 g IN 358/02) in einem Fall entschieden, 

dass bei einer Limited – obwohl einer GmbH an sich ähnlich – wegen 

Nichterfüllung der Vorschriften nach dem GmbH-Recht das Recht für 

Gesellschaften des Bürgerlichen Rechts zum Tragen komme. Dies 

bedeutet in der Konsequenz die volle Haftung der Gesellschafter 

gegebenenfalls auch für nicht abgeführte Sozialversicherungsbeiträge.  

Nach bisheriger deutscher Rechtsprechung war die Rechtsfähigkeit einer 

ausländischen Gesellschaft nach der so genannten Sitztheorie zu 

beurteilen, das heißt nach dem Recht des Landes, in dem eine juristische 

Person ihren tatsächlichen Verwaltungssitz hat. Dies hatte zur Folge, dass 

regelmäßig diese juristischen Personen in Deutschland nicht als 

Kapitalgesellschaft anerkannt wurden. Nach der Rechtsprechung des 

Europäischen Gerichtshofes zu dieser Frage sind die Mitgliedstaaten 

untereinander verpflichtet, die Rechts- und Parteifähigkeit von 

Gesellschaften, die ihren tatsächlichen Verwaltungssitz in einem anderen 

Mitgliedstaat haben, anzuerkennen (Urteil vom 5. 11. 2002 – C-208/00 –, 

EuGHE I 2002 S. 9919, NJW 2002 S. 3614). 

Der Bundesgerichtshof hat daraufhin mit Urteil vom 13. März 2003 (VII 

ZR 370/98; BGHZ Bd. 154 S. 185) entschieden, dass ausländische 

juristische Personen auch dann im Inland anzuerkennen sind, wenn sie 

ihren faktischen Verwaltungssitz in Deutschland haben. 
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Sozialversicherung 

Aufgrund der veränderten Ausgangslage stellt sich nun vermehrt die 

Frage, wie die Gründer einer in Großbritannien errichteten Limited mit 

Geschäftssitz in Deutschland sozialversicherungsrechtlich zu bewerten 

sind. Zur Beantwortung dieser Frage ist zunächst eine genaue 

Betrachtung des Gesellschaftskonstrukts und Gründungszwecks sowie 

die Art der Tätigkeit erforderlich. Insbesondere ist bei einer Ein-

Personen-Limited – ebenso wie bei einer Ein-Personen-GmbH – nicht 

von vornherein das Vorliegen eines abhängigen 

Beschäftigungsverhältnisses auszuschließen. Vielmehr ist im Einzelfall 

zu prüfen, ob die Merkmale einer abhängigen Beschäftigung mit 

Weisungsgebundenheit oder die Merkmale einer selbstständigen 

Tätigkeit mit entsprechend eigenem Unternehmerrisiko vorliegen. Soweit 

eine Beschäftigung typischerweise als Arbeitnehmer ausgeübt wird, wird 

diese Tätigkeit auch bei Gründung einer Ein-Personen- Limited 

sozialversicherungsrechtlich weiter als abhängige Beschäftigung 

einzustufen sein. Die Gründung einer Ein-Personen- GmbH bzw. einer 

Ein-Personen-Limited kann daher nicht zur Umgehung eines 

sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses führen.  

Beispielhaft sei hier die Filmbranche genannt, in der zunehmend Ein-

Personen-Limiteds zu verzeichnen sind. Nach dem Abgrenzungskatalog 

[Abgrenzungskatalog] sind nichtprogrammgestaltende Mitarbeiter in der 

Film- und Fernsehproduktion grundsätzlich als abhängig Beschäftigte 

anzusehen. Auch nach Gründung einer Ein-Personen- Gesellschaft sind 

diese Personen regelmäßig weisungsgebunden in die Arbeitsorganisation 

der Film- und Fernsehproduktionsunternehmen eingegliedert. Nach den 

tatsächlichen Verhältnissen liegt also weiterhin ein abhängiges 

Beschäftigungsverhältnis vor. Da ein Arbeitnehmer – anders als ein 

Arbeitgeber – nie eine juristische Person sein kann, geht die Gründung 

einer Ein-Personen-Limited sozialversicherungsrechtlich ins Leere. 
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„Limited“ oder „Ltd.“  

Die Limited ist eine Rechtsform des englischen Rechts mit der vollständigen 
Bezeichnung „Private Company Limited by Shares (Ltd.)“. Es handelt sich 
hierbei um eine Kapitalgesellschaft, die der deutschen GmbH ähnlich ist  

Veröffentlichungspflichten einer Limited  

Das englische Zentralregister (Companies House) führt und veröffentlicht nicht 
nur die wichtigsten Daten einer Limited, sondern auch die jährlich zu 
erstellende Bilanz  

Abgrenzungskatalog 

Abgrenzungskatalog für im Bereich Theater, Orchester, Rundfunk- und 
Fernsehanbieter, Film- und Fernsehproduktionen tätige Personen vom 30. Mai 
2000 (Anlage 1 zum Gemeinsamen Rundschreiben der Spitzenorganisationen 
der Sozialversicherung zum Gesetz zur Förderung der Selbstständigkeit vom 
26. 3. 2003)  
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Altersteilzeit: 

Krankenversicherungsbeiträge in der Freistellungsphase  

Das Bundessozialgericht (BSG) hat entschieden, dass in der 

Freistellungsphase der Altersteilzeit nur noch der ermäßigte Beitragssatz 

zur Krankenversicherung zu entrichten ist.  

Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zu Grunde: Ein 

Arbeitnehmer beantragte zu Beginn seiner Freistellungsphase der 

Altersteilzeit bei seiner Krankenkasse die Ermäßigung des Beitragssatzes 

[Allgemeiner und ermäßigter Beitragssatz] in der Krankenversicherung 

mit der Begründung, er könne während der Freistellungsphase kein 

Krankengeld beziehen. Gegen die ablehnende Entscheidung der 

Krankenkasse setzte sich der Kläger gerichtlich zur Wehr und bekam 

vom BSG Recht. Das BSG hat in seinem Urteil vom 25. August 2004 (B 

12 KR 22/02 R) entschieden, dass auch für den Kläger während der 

Freistellungsphase der Altersteilzeit nur der ermäßigte Beitragssatz gilt. 

Denn der Krankengeldanspruch ruht [Ruhen des Krankengeldanspruchs] 

während der Freistellungsphase. Der Gleichbehandlungsgrundsatz, so das 

BSG, gebiete es, auch dem Kläger den ermäßigten Beitragssatz 

zukommen zu lassen. In der Freistellungsphase der Altersteilzeit ist daher 

nur der ermäßigte Beitragssatz zu zahlen.  

Bei laufenden Altersteilzeitfällen, die sich bereits in der 

Freistellungsphase befinden, ist sofort für die Berechnung der 

Krankenversicherungsbeiträge der ermäßigte Beitragssatz zur 

Krankenversicherung anzuwenden. Die bereits in der Vergangenheit zu 

viel gezahlten Beiträge werden auf Antrag des Arbeitnehmers und des 

Arbeitgebers erstattet. Ein entsprechender Erstattungsantrag ist bei der 

zuständigen Krankenkasse zu stellen. Das Erstattungsverfahren ist unter 

Berücksichtigung der „Gemeinsamen Grundsätze für die Verrechnung 

und Erstattung zu Unrecht gezahlter Beiträge zur Kranken-, Pflege-, 

Renten- und Arbeitslosenversicherung“ vom 29. Oktober 2004 

durchzuführen. Hierfür ist das in den Gemeinsamen Grundsätzen 

dargestellte Antragsformular (Muster siehe Seite 13 ff.) zu verwenden. 

Die Ziffern 1.1 bis 1.4 dieses Formulars sind bei der Teilerstattung von 
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Beiträgen nicht zu beantworten und die Ziffern 2 bis 5 können in den hier 

betroffenen Fällen regelmäßig mit „Nein“ beantwortet werden. 

Allerdings können die zu viel gezahlten Krankenversicherungsbeiträge 

auch unter Berücksichtigung der Gemeinsamen Grundsätze mit künftigen 

Beitragszahlungen des Arbeitgebers verrechnet werden, sofern 

sichergestellt ist, dass der Arbeitnehmer die verrechneten Beiträge, die 

von ihm getragen worden sind, zurückerhält. Obwohl Arbeitgeber im 

Regelfall Beiträge, die zu viel gezahlt wurden, nur für Zeiträume 

verrechnen können, die nicht länger als 24 Kalendermonate zurückliegen, 

bestehen aus Sicht der Krankenkassen bei Umsetzung des BSG-Urteils 

keine Bedenken, eine Verrechnung von Beiträgen über diesen Zeitraum 

hinaus – frühestens jedoch ab Beginn der Freistellungsphase in den 

betroffenen Altersteilzeitverhältnissen – vorzunehmen.  

Bei der Erstattung und der Verrechnung der Beiträge ist die 

Verjährungsfrist [Verjährung von Erstattungsansprüchen] zu beachten. 

Damit die im Jahr 2000 entrichteten Beiträge nicht verjähren, hätte die 

Erstattung/Verrechnung bereits bis Ende 2004 beantragt/durchgeführt 

werden müssen. Die Einzugsstellen haben angekündigt, auf die Einrede 

der Verjährung zu verzichten. Das bedeutet, dass die im Jahre 2000 

entrichteten Beiträge durch einen Erstattungsantrag in diesem Jahr noch 

erstattet werden können. Die 2005 gestellten Erstattungsanträge werden 

so behandelt, als ob diese bereits 2004 bei der Einzugsstelle eingegangen 

wären. Entsprechendes gilt dann auch für die Verrechnung der Beiträge. 

Meldungen nach der DEÜV sind nur bei Arbeitnehmern, die sich 

momentan in der Freistellungsphase der Altersteilzeit befinden, zu 

stornieren und mit dem Beitragsgruppenschlüssel „3xxx“ neu zu 

erstatten. Eine Korrektur bereits abgeschlossener Altersteilzeitfälle ist 

nicht erforderlich. Werden durch den Einsatz maschineller Lohn- und 

Gehaltsprogramme Meldungen wegen des Beitragsgruppenwechsels auch 

für bereits abgeschlossene Altersteilzeitfälle automatisch erstellt, werden 

diese von den Datenannahmestellen angenommen und verarbeitet.  

Die Erstattung der Krankenversicherungsbeiträge kann auch 

Auswirkungen auf die Höhe des durch den Arbeitgeber zu zahlenden 

Aufstockungsbetrags und auf die Erstattungsleistungen der 

Bundesagentur für Arbeit bei geförderter Altersteilzeit haben.  
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Allgemeiner und ermäßigter Beitragssatz  

Der allgemeine Beitragssatz (§ 241 SGB V) gilt für Mitglieder der gesetzlichen 
Krankenversicherung, die bei Arbeitsunfähigkeit für mindestens sechs Wochen 
Anspruch auf Fortzahlung ihres Arbeitsentgelts oder auf Zahlung einer die 
Versicherungspflicht begründenden Sozialleistung haben. Der ermäßigte 
Beitragssatz (§ 243 SGB V) gilt für Mitglieder der gesetzlichen 
Krankenversicherung, die keinen Anspruch auf Krankengeld haben  

Ruhen des Krankengeldanspruchs 

Nach § 49 Absatz 1 Nr. 6 SGB V ruht der Krankengeldanspruch, soweit und 
solange für Zeiten einer Freistellung von der Arbeitsleistung eine 
Arbeitsleistung nicht geschuldet wird  

Verjährung von Erstattungsansprüchen 

Der Erstattungsanspruch verjährt in vier Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die Beiträge entrichtet worden sind. Werden die 
Beiträge beanstandet, beginnt die Verjährung mit dem Ablauf des 
Kalenderjahres der Beanstandung (§ 27 Absatz 2 SGB IV) 



Beitragserstattung  SUMMA SUMMARUM 2 • 2005 

 14 

Verrechnung und Erstattung zu Unrecht gezahlter 

Sozialversicherungsbeiträge 

Die Erstattung zu Unrecht gezahlter Beiträge erfolgt grundsätzlich durch 

den Sozialversicherungsträger, der diese erhalten hat. Unter bestimmten 

Voraussetzungen ist anstelle der Beitragserstattung auch eine 

Verrechnung der Beiträge möglich. Die Spitzenorganisationen der 

Sozialversicherung haben ihre Gemeinsamen Grundsätze für die 

Verrechnung und Erstattung zu Unrecht gezahlter Beiträge zuletzt am 

29. Oktober 2004 aktualisiert. Diese enthalten auch den auf den Seiten 13 

bis 15 abgebildeten Erstattungsantrag und stehen zum Beispiel unter 

www.vdr.de zum Download bereit. 

Beiträge, die in der irrtümlichen Annahme der Versicherungs- oder 

Beitragspflicht zu Unrecht gezahlt worden sind, können erstattet werden 

– es sei denn, aufgrund dieser Beiträge oder für den Zeitraum, für den die 

Beiträge gezahlt worden sind, wurde eine Leistung erbracht. Sofern Teile 

von Beiträgen zu Unrecht gezahlt worden sind und die Leistung auch 

ohne die Beitragsüberzahlung unverändert erbracht worden wäre, können 

diese ebenfalls erstattet werden. Der Erstattungsausschluss gilt zudem nur 

für die Beiträge des Versicherungszweiges, aus dem die Leistung 

erbracht worden ist. Wurde in der Arbeitslosenversicherung eine 

Leistung in der irrtümlichen Annahme der Versicherungspflicht gezahlt, 

mindert sich der Erstattungsanspruch um den Betrag der Leistung. Der 

Bezug von Arbeitslosengeld II steht der Erstattung von Beiträgen zur 

Arbeitslosenversicherung indes nicht entgegen. 

Verrechnung 

Anstelle der Erstattung können Beiträge, die in der irrtümlichen 

Annahme der Versicherungs- oder Beitragspflicht zu Unrecht gezahlt 

worden sind, auch vom Arbeitgeber, von der Einzugsstelle oder im 

Rahmen einer Betriebsprüfung vom Rentenversicherungsträger 

verrechnet werden, wenn sichergestellt ist, dass der Arbeitnehmer die von 

ihm getragenen Beiträge zurückerhält. Für die Verrechnung durch den
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Arbeitgeber gelten die folgenden Voraussetzungen:  

• Bei Beiträgen in voller Höhe darf der Beginn des Zeitraums, für 

den die Beiträge irrtümlich gezahlt wurden, nicht länger als sechs 

Kalendermonate zurückliegen. Der Arbeitnehmer muss eine 

schriftliche Erklärung darüber abgeben, dass keine Forderung 

eines Leistungsträgers [Leistungsträger] besteht und seit Beginn 

des Erstattungszeitraums keine Leistungen gewährt wurden. 

Zudem muss er erklären, dass die Rentenversicherungsbeiträge 

nicht als freiwillige Beiträge gelten bzw. keine freiwilligen 

Beiträge nachgezahlt werden sollen. 

• Bei der Verrechnung von Beitragsteilen darf der Zeitraum, für 

den Beiträge zu viel gezahlt wurden, nicht länger als 24 

Kalendermonate zurückliegen. Sofern Beiträge irrtümlich von 

einem zu hohen Arbeitsentgelt gezahlt worden sind, ist eine 

Verrechnung der Beiträge ausgeschlossen, wenn der überhöhte 

Betrag der Bemessung von Geldleistungen an den Versicherten 

(z. B. Bescheinigung des Arbeitgebers zur Berechnung des 

Kranken-, Übergangs- oder Mutterschaftsgeldes) zu Grunde 

gelegt wurde. 

• Eine Verrechnung durch den Arbeitgeber ist auch 

ausgeschlossen, wenn für den Erstattungszeitraum oder für Teile 

des Erstattungszeitraums eine Betriebsprüfung durchgeführt oder 

die Verzinsung des Erstattungsanspruchs [Verzinsung des 

Erstattungsanspruchs] geltend gemacht wurde. 

Die zu viel gezahlten Beiträge sind mit den Beiträgen für den laufenden 

Entgeltabrechnungszeitraum zu verrechnen. Die sich aus der 

Verrechnung ergebenden Berichtigungen und Stornierungen sind auf den 

Lohn- bzw. Gehaltsunterlagen prüffähig zu vermerken. Wurden Beiträge 

oder Teile von Beiträgen für vergangene Kalenderjahre verrechnet, ist für 

diese Kalenderjahre jeweils ein Korrektur-Beitragsnachweis 

einzureichen. Diese Korrekturen können auch im laufenden 

Beitragsnachweis berücksichtigt werden, wenn in der 

Rentenversicherung nur die Beitragsgruppen „0100“, „0300“ und „0500“ 

verwendet werden. Darüber hinaus ist die Erklärung des Arbeitnehmers  
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zu den Lohn- bzw. Gehaltsunterlagen zu nehmen. Sofern für den 

Verrechnungszeitraum bereits eine Meldung nach der Datenerfassungs- 

und -übermittlungsverordnung (DEÜV) abgegeben worden ist, hat der 

Arbeitgeber eine Stornierung vorzunehmen und gegebenenfalls eine neue 

Meldung zu erstatten. 

Die Verrechnung durch die Einzugsstelle ist unter Beachtung der Frist 

zur Verjährung des Erstattungsanspruchs [Verjährung des 

Erstattungsanspruchs] möglich, wenn: 

• der Arbeitgeber zur Verrechnung von Beiträgen berechtigt wäre 

und von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat, 

• die Einzugsstelle zu viel Beiträge berechnet hat und diese vom 

Arbeitgeber gezahlt worden sind oder 

• zu viel gezahlte Beiträge anlässlich einer Betriebsprüfung 

festgestellt werden und nicht die Zuständigkeit des 

Rentenversicherungsträgers besteht. 

Verrechnungen durch die Einzugsstelle werden in den Beitragsunterlagen 

vermerkt und dem Arbeitgeber zur Dokumentation in den Lohn- bzw. 

Gehaltsunterlagen bekannt gegeben. Bereits erstattete Meldungen nach 

der DEÜV sind vom Arbeitgeber zu stornieren und gegebenenfalls neu zu 

erstatten.  

Eine Verrechnung durch den Rentenversicherungsträger kann unter 

Beachtung der Verjährungsfrist bereits im Rahmen der Betriebsprüfung 

erfolgen. Voraussetzung ist, dass aufgrund zu viel gezahlter Beiträge 

keine Berichtigung der beitragspflichtigen Einnahmen erforderlich ist (z. 

B. bei Anwendung falscher Beitragssätze, bei Beitragszahlungen von 

Entgeltteilen über der Beitragsbemessungsgrenze) oder dass diese aus 

einmalig gezahltem Arbeitsentgelt resultieren; dies gilt nicht, wenn unter 

Berücksichtigung dieser Beiträge eine Leistung gewährt wurde (z. B. 

Krankengeld oder Rente). Bereits erstattete Meldungen nach der DEÜV 

sind vom Arbeitgeber zu stornieren und gegebenenfalls neu zu erstatten.  

Erstattung 

Ist die Verrechnung von Beiträgen ausgeschlossen, kann nur eine 

Erstattung bei der Einzugsstelle, bei der die Beiträge gezahlt worden sind, 
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beantragt werden. Antragsberechtigt sind diejenigen, die die Beiträge 

getragen haben. Der Einbehalt fälliger Beiträge durch den Arbeitgeber in 

Erwartung einer Beitragserstattung oder Beitragsgutschrift ist nicht 

möglich. Die Erstattung kann aber in Form einer Gutschrift 

(Sollberichtigung) auf dem Beitragskonto (Beitragsbuch) erfolgen. Wenn 

sichergestellt ist, dass dem Arbeitnehmer die zu viel gezahlten Beiträge 

erstattet werden, können die Arbeitnehmerbeitragsanteile auch dem 

Arbeitgeber ausgezahlt werden.  

Führt die Einzugsstelle die Erstattung durch, veranlasst und überwacht sie 

die Stornierung bereits erstatteter sowie die Erstattung gegebenenfalls 

erforderlicher neuer Meldungen nach der DEÜV durch den Arbeitgeber. 

Der zuständige Rentenversicherungsträger wird benachrichtigt, um das 

Versicherungskonto entsprechend zu kennzeichnen. Stellt die 

Einzugsstelle die Zuständigkeit des Rentenversicherungsträgers und/oder 

der Agentur für Arbeit für die Erstattung der Renten- und/oder 

Arbeitslosenversicherungsbeiträge fest, leitet sie den Antrag auf 

Erstattung dieser Beiträge weiter. 

Der Rentenversicherungsträger ist für die Bearbeitung des Antrags auf 

Erstattung der Rentenversicherungsbeiträge zuständig, wenn: 

• seit Beginn des Erstattungszeitraums Leistungen (zur 

medizinischen Rehabilitation bzw. zur Teilhabe am Arbeitsleben 

oder Rente) beantragt, bewilligt oder gewährt worden sind, 

• die Beiträge als Beiträge zur freiwilligen Versicherung 

verbleiben oder für den Erstattungszeitraum freiwillige Beiträge 

nachgezahlt werden sollen, 

• die Beiträge dem Beanstandungsschutz [Beanstandungsschutz] 

unterliegen und der Versicherte nicht auf den 

Beanstandungsschutz verzichtet hat, 

• der Erstattungsanspruch ganz oder teilweise verjährt ist, 

• ein Bescheid über eine Forderung des 

Rentenversicherungsträgers vorliegt, 

• die Beiträge für Zeiten nach Beginn einer Altersvollrente gezahlt 

wurden oder  

• die Beiträge als zur Rentenversicherung gezahlt gelten (§ 28 e 

Absatz 1 SGB IV). 
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Die Agentur für Arbeit ist für die Bearbeitung des Antrags auf Erstattung 

der Arbeitslosenversicherungsbeiträge zuständig, wenn: 

• seit Beginn des Erstattungszeitraums Leistungen (z.B. 

Arbeitslosengeld) beantragt, bewilligt oder gewährt worden sind, 

• der Erstattungsanspruch ganz oder teilweise verjährt ist, 

• ein Bescheid der Agentur für Arbeit über die Rückzahlung von 

Leistungen vorliegt oder 

• die Beiträge als zur Arbeitslosenversicherung gezahlt gelten (§ 

28 e Absatz 1 SGB IV). 

Leistungsträger 

Gemeint sind hier die Krankenkassen, Pflegekassen, Rentenversicherungsträger 
und die Agenturen für Arbeit 

Verzinsung des Erstattungsanspruchs 

Der Erstattungsanspruch ist nach Ablauf eines Kalendermonats nach Eingang 
des vollständigen Erstattungsantrags, beim Fehlen eines Antrags nach der 
Bekanntgabe der Entscheidung über die Erstattung bis zum Ablauf des 
Kalendermonats vor der Zahlung mit 4% zu verzinsen (§ 27 Absatz 1 SGB IV)  

Verjährung von Erstattungsansprüchen  

Der Erstattungsanspruch verjährt in vier Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die Beiträge entrichtet worden sind. Werden die 
Beiträge beanstandet, beginnt die Verjährung mit dem Ablauf des 
Kalenderjahres der Beanstandung (§ 27 Absatz 2 SGB IV) 

Beanstandungsschutz 

Sind Pflichtbeiträge in der Rentenversicherung für Zeiten nach dem  
31. Dezember 1972 trotz Fehlens der Versicherungspflicht nicht spätestens bei 
der nächsten Betriebsprüfung beanstandet worden, ist eine Beanstandung 
ausgeschlossen, wenn der Versicherte nach § 45 Absatz 2 SGB X auf die 
Rechtmäßigkeit der Beitragsentrichtung vertrauen konnte und dieses Vertrauen 
schutzwürdig ist. Beiträge, die nicht mehr beanstandet werden können, gelten 
als zu Recht entrichtete Beiträge. Auf den Beanstandungsschutz kann der 
Arbeitnehmer auch (ggf. teilweise) verzichten (§ 26 Absatz 1 SGB IV)



Beitragserstattung  SUMMA SUMMARUM 2 • 2005 

 19 

 



Beitragserstattung  SUMMA SUMMARUM 2 • 2005 

 20 

 



Beitragserstattung  SUMMA SUMMARUM 2 • 2005 

 21 

 



 
  SUMMA SUMMARUM 2 • 2005 

 22 

Zuschüsse zum Krankengeld von der Beitragspflicht ausgenommen 

Die Sozialversicherung hat bisher – ohne eindeutige gesetzliche 

Regelung – geduldet, dass Arbeitsentgelte, die während des Bezugs von 

Krankengeld oder anderen Sozialleistungen als arbeitgeberseitige 

Leistungen [arbeitgeberseitige Leistungen] gewährt worden sind, in der 

Regel ohne bestimmte Begrenzungen in ihrer Höhe beitragsfrei blieben. 

Dies galt allerdings lediglich für Versicherte der gesetzlichen 

Krankenversicherung. Bei privat Krankenversicherten führte dies dazu, 

dass die Beschäftigung gegen Arbeitsentgelt nicht unterbrochen war; es 

waren Sozialversicherungstage zu berücksichtigen, und es bestand 

Beitragspflicht.  

Nach dem Verwaltungsvereinfachungsgesetz gelten nunmehr die 

erwähnten Leistungen des Arbeitgebers, die in der Zeit des Bezugs von 

Kranken-, Krankentage-, Versorgungskranken-, Verletzten-, Übergangs- 

und Mutterschaftsgeld oder während einer Elternzeit weiter erzielt 

werden, nicht als beitragspflichtiges Arbeitsentgelt, soweit die 

Einnahmen zusammen mit den genannten Sozialleistungen das 

Nettoarbeitsentgelt nicht übersteigen. Dies gilt sowohl für Versicherte der 

gesetzlichen Krankenversicherung als auch für die Versicherten der 

privaten Krankenversicherung. Zur Berechnung des Nettoarbeitsentgelts 

wird bei freiwilligen Mitgliedern der gesetzlichen Krankenversicherung 

oder bei einem privaten Krankenversicherungsunternehmen Versicherten 

auch der um den Beitragszuschuss für Beschäftigte verminderte Beitrag 

des Versicherten zur Kranken- und Pflegeversicherung abgezogen.  

Arbeitgeberseitige Leistungen 

Hierzu zählen  

• Zuschüsse zum Krankengeld, Verletztengeld, Übergangsgeld, 
Krankentagegeld privat Versicherter,  

• Sachbezüge (z. B. Kost, Wohnung und private Nutzung von 
Geschäftsfahrzeugen),  

• Firmen- und Belegschaftsrabatte,  
• vermögenswirksame Leistungen,  
• Kontoführungsgebühren,  
• Zinsersparnisse aus verbilligten Arbeitgeberdarlehen,  
• Telefonzuschüsse und  
• Prämien für Direktversicherungen  
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